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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
 

5 StR 571/20 
 

vom 

3. März 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen schweren sexuellen Missbrauchs eines Kindes u.a. 
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Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts am 3. März 2021 gemäß § 349  

Abs. 2 und 4, analog § 354 Abs. 1 StPO einstimmig beschlossen: 

 

Die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landgerichts 

Berlin vom 4. September 2020 wird mit der Maßgabe verworfen, 

dass der Angeklagte wegen schweren sexuellen Missbrauchs von 

Kindern in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von Schutzbefoh-

lenen in drei Fällen (Fälle 3 bis 5 der Urteilsgründe), schweren 

sexuellen Missbrauchs von Kindern in sieben Fällen (Fälle 1, 2, 6, 

7 und 9 bis 11 der Urteilsgründe), sexuellen Missbrauchs von Kin-

dern in Tateinheit mit sexuellem Missbrauch von Schutzbefohle-

nen (Fall 12 der Urteilsgründe) und sexuellen Missbrauchs von 

Kindern in sechs Fällen (Fälle 8 und 13 bis 17 der Urteilsgründe) 

verurteilt ist. 

Der Angeklagte hat die Kosten seines Rechtsmittels und die den 

Nebenklägerinnen dadurch im Revisionsverfahren entstandenen 

notwendigen Auslagen zu tragen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten „wegen schweren sexuellen  

Missbrauchs von Kindern in zehn Fällen sowie wegen weiterer sieben Fälle des 

sexuellen Missbrauchs von Kindern jeweils tateinheitlich mit sexuellem Miss-

brauch von Schutzbefohlenen“ zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von zwei Jahren 
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verurteilt, deren Vollstreckung es zur Bewährung ausgesetzt hat. Dagegen wen-

det sich der Angeklagte mit seiner auf die in allgemeiner Form erhobenen Rüge 

der Verletzung materiellen Rechts gestützten Revision. Das Rechtsmittel führt zu 

der aus der Entscheidungsformel ersichtlichen Änderung des Schuldspruchs; im 

Übrigen erweist es sich als unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 

1. In den Fällen 1, 2, 6 bis 10 und 13 bis 17 der Urteilsgründe hält die 

tateinheitliche Verurteilung wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen 

nach § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB revisionsgerichtlicher Prüfung nicht stand, denn 

diese Taten sind verjährt. Hierzu gilt: 

Zur Tatzeit ab Mai 1998 bis zum Frühjahr/Sommer 2003 unterfielen Taten 

nach § 174 StGB (noch) nicht der Ruhensregelung des § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB. 

Ihre Verjährungsfrist von fünf Jahren (§ 78 Abs. 3 Nr. 4 StGB) begann mithin ab 

Beendigung der Tat zu laufen (§ 78a Satz 1 StGB). Erst durch das Gesetz zur 

Änderung der Vorschriften über die Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-

mung und zur Änderung anderer Vorschriften vom 27. Dezember 2003  

(BGBl. I, S. 3007) wurden Straftaten nach § 174 StGB mit Wirkung ab dem  

1. April 2004 in den Katalog des § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB aufgenommen. Die  

Ruhensregelung galt insoweit zwar auch rückwirkend für vor diesem Datum be-

gangene Taten, aber nur, wenn sie vor dem Inkrafttreten des Gesetzes am  

1. April 2004 noch nicht verjährt waren (BGH, Beschluss vom 24. Juni 2004  

– 4 StR 165/04, NStZ 2005, 89). 

Die Strafkammer hat hinsichtlich aller Taten nur feststellen können, dass 

sie nach dem Umzug der Mutter der Nebenklägerinnen in eine neue Wohnung 

ab Mai 1998 begangen wurden.  
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a) Mit Blick auf die zum Nachteil der Nebenklägerin        B.                be-

gangenen Taten 1, 2 und 6 bis 10 der Urteilsgründe hat es die Tatzeit nicht näher 

zu konkretisieren vermocht. Nach dem Zweifelssatz ist deshalb zu Gunsten des 

Angeklagten davon auszugehen, dass er die Taten vor dem 1. April 1999 beging, 

die Taten damit beendet waren, die Verjährung nach § 78a Satz 1 StGB zu laufen 

begann und die für Taten nach § 174 StGB geltende fünfjährige Frist deshalb 

bereits abgelaufen war, als die geänderte Ruhensregelung in Kraft trat.  

In den Fällen 3 bis 5 und 12 der Urteilsgründe ist Verjährung der Taten 

nach § 174 Abs. 1 Nr. 1 hingegen nicht eingetreten. Hierzu hat das Landgericht 

Tatzeiten ab dem Sommer 1999 (Fälle 3 bis 5 der Urteilsgründe) und im Jahr 

2003 (Fall 12 der Urteilsgründe) festgestellt. Als Straftaten nach § 174 StGB in 

die Ruhensregelung des § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB aufgenommen wurden, waren 

die Taten mithin auch mit Blick auf den Vorwurf des sexuellen Missbrauchs von 

Schutzbefohlenen noch nicht verjährt. Nach § 78b Abs. 1 Nr. 1 StGB in der da-

mals geltenden Fassung ruhte die Verjährung deshalb zunächst bis zur Vollen-

dung des 18. Lebensjahres der Nebenklägerin am 29. November 2008 und lief 

von diesem Datum ab für fünf Jahre. Noch vor Ablauf dieser Frist wurde durch 

das Gesetz zur Stärkung der Rechte von Opfern sexuellen Missbrauchs vom  

26. Juni 2013 (BGBl. I, Seite 1805) das Ruhen der Verjährung bis zur Vollendung 

des 21. Lebensjahres verlängert und – vor Eintritt der Verjährung nunmehr am 

29. November 2016 – die Altersgrenze, bis zu deren Eintritt die Verjährung ruht, 

durch das 49. Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches vom 21. Januar 2015 

(BGBl. I, S. 10) mit Wirkung ab dem 27. Januar 2015 erneut bis zur Vollendung 

des 30. Lebensjahres angehoben.  
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b) Auch hinsichtlich der Taten zum Nachteil der Nebenklägerin             

Bu.             (Fälle 13 bis 17 der Urteilsgründe) hat das Landgericht konkrete Tat-

zeiten nicht feststellen können, sondern lediglich angenommen, diese seien in 

der Zeit von Mai 1998 bis Juni 2002 mindestens einmal jährlich begangen wor-

den. Insoweit kann indes offenbleiben, von welchen Tatzeiten nach dem Zwei-

felssatz auszugehen wäre, weil auch bei Annahme, dass hinsichtlich aller fünf 

Taten die Verjährung zunächst bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres der Ne-

benklägerin ruhte, mit Blick auf die Taten nach § 174 Abs. 1 Nr. 1 StGB Verjäh-

rung eingetreten ist. Wie der Generalbundesanwalt insoweit zutreffend ausge-

führt hat, begann die fünfjährige Verjährungsfrist deshalb am 14. Juni 2006 zu 

laufen und war bereits abgelaufen, als durch die nachfolgenden Gesetze die  

Altersgrenze – wie dargelegt – auf 21 und auf 30 Jahre angehoben wurde. Eine 

Anwendung dieser Ruhensregelungen kam deshalb nicht in Betracht (vgl. BGH, 

Beschluss vom 30. August 2017 – 4 StR 255/17, NStZ 2019, 141 mwN). 

2. Die erforderliche Änderung des Schuldspruchs lässt den Straf-

ausspruch unberührt. Das Landgericht hat der Verwirklichung des Tatbestands 

des sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen ausweislich der Strafzumes-

sungserwägungen in seinem Urteil keine bestimmende Bedeutung beigemessen. 

Angesichts der die jeweiligen Mindeststrafen nur geringfügig überschreitenden 

Einzelstrafen und der sehr maßvollen Gesamtfreiheitsstrafe kann der Senat aus-

schließen, dass die Strafkammer zu (noch) niedrigeren Strafen gelangt wäre, 

wenn sie aufgrund der Verjährungsregelungen die jeweils tateinheitliche Verur-

teilung wegen sexuellen Missbrauchs von Schutzbefohlenen zutreffend in Weg-

fall gebracht hätte, zumal sie die verjährten Taten mit dem ihnen zukommenden 

Gewicht auch im Rahmen der Strafzumessung zum Nachteil des Angeklagten 

hätte berücksichtigen dürfen (BGH, Beschluss vom 24. November 2020  

– 5 StR 348/20, Rn. 4). 
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3. Der geringfügige Teilerfolg der Revision lässt es nicht unbillig erschei-

nen, den Angeklagten insgesamt mit den Kosten seines Rechtsmittels zu belas-

ten (§ 473 Abs. 4 StPO). 

Cirener         Gericke     Köhler 

   Resch     von Häfen 

 

Vorinstanz: 

Berlin, LG, 04.09.2020 - 284 Js 896/18 (523 KLs) (14/18) 
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